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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Auch wenn das Jahr 2020 durch die Co-
rona-Pandemie und in der Folge einer 
Vielzahl von Maßnahmen steuerlicher 
und finanzieller Art geprägt war und ist 
(vgl. HSMV-Homepage unter „News & 
Downloads“), so freuen wir uns doch,  
Ihnen eine Ausgabe unseres Mandanten
rundschreibens „CENSUS“ zur Ver-
fügung stellen zu können, bei der die 
Themen rund um die Pandemie nicht im 
Vordergrund stehen.

HSMV wünscht Ihnen eine  
informative Lektüre.

 

Kein ermäßigter Umsatz­
steuersatz für eine von 
einem gemeinnützigen 
Verein betriebene Kfz-
Werkstatt

Geklagt hatte ein als gemeinnützig an-
erkannter Verein. Er verfolgte satzungs-
gemä ß den Zweck ,  Jugend l ichen  
Bildung und Kulturgut sowie u. a. auch  
gesellschaftliche Normen und Werte zu 
vermitteln. Der Verein brachte Jugend-
liche in Familien und in von ihm unter-
haltenen und betreuten Wohngruppen 
unter. Die in den Wohngruppen leben-
den Jugendlichen leisteten in der vom 
Kläger betriebenen Kfz-Werkstatt ihre 
Praktika ab und führten dabei unter Auf-
sicht von Kfz-Meistern u. a. Reparatur-
arbeiten an Kfz aus. Die Leistungen der 
Kfz-Werkstatt umfassten neben dem im 
Rahmen der Reparaturen in Rechnung 
gestellten Arbeitslohn vor allem die 
Weiterberechnung der Ersatzteile. Auf 
die Umsätze wandte der Kläger den er-
mäßigten Steuersatz an.
Das Finanzgericht Münster hielt dies 
nicht für rechtmäßig. Für Leistungen, 
die im Rahmen eines Zweckbetriebs 
ausgeführt werden, gelte der ermäßigte 
Steuersatz nur, wenn der Zweckbetrieb 
nicht in erster Linie der Erzielung zu-
sätzlicher Einnahmen durch die Aus-
führung von Umsätzen diene, die in un-
mittelbarem Wettbewerb mit dem all-
gemeinen Steuersatz unterliegenden 
Leistungen anderer Unternehmer aus-
geführt werden. Der Kläger habe jedoch 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 
Er erbrachte Kfz-Reparaturen gegen Ent-

gelt. Der Kläger trete mit seinen Leistun-
gen in Wettbewerb zu anderen Unter-
nehmern, die vergleichbare Leistun-
gen ohne Anspruch auf Ermäßigung 
am Markt anbieten. Er müsse daher 
den vollen Umsatzsteuersatz anwenden.

Aufwendungen der Erst­
ausbildung sind keine 
Werbungskosten

Auf diese Entscheidung wurde lange 
gewartet. Vor dem Bundesverfassungs-

gericht wurde darüber gestritten, ob die 
Aufwendungen einer Erstausbildung 
als Werbungskosten abzugsfähig sein 
sollten. Am 10.01.2020 hat das Bundes-
verfassungsgericht seine Entscheidung 
dazu veröffentlicht. Sie fällt nicht im 
Sinne der Steuerzahler aus.
Das Bundesverfassungsgericht ent-
schied, dass die Vorschrif t des § 9 
Abs. 6 EStG, wonach Aufwendungen 
für die erstmalige Berufsausbildung 
oder für ein Erststudium, welches zu-
gleich eine Erstausbildung vermittelt, 
nach dem Einkommensteuergesetz nicht 
als Werbungskosten abgesetzt werden  

Ausgabe 2020

1…  �Kein ermäßigter Umsatzsteuersatz 
für eine von einem gemeinnützigen 
Verein betriebene Kfz-Werkstatt

1…  �Aufwendungen der Erstausbildung 
sind keine Werbungskosten

2…  �Aktualisierte Grundsätze zur 
ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen  
in elektronischer Form

2…  �Verbesserung bei der steuerlichen 
Behandlung von Diensträdern

2…  �Dreijährige Renovierungsphase – 
keine Erbschaftsteuerbefreiung  
für ein Familienheim

2…  �Krankheitskosten aufgrund  
Wegeunfalls als Werbungskosten 
abziehbar

3…  �Zuordnungsentscheidung bei Er-
richtung einer Photovoltaikanlage 
muss für Vorsteuerabzug fristgemäß 
dokumentiert werden

3…  �Mindestlöhne für Beschäftigte in 
der Altenpflege werden angehoben

3…  �Selbst bewohntes Haus verkauft 
– Keine Spekulationssteuer trotz 
Zwischenvermietung

3…  �Gravierende Mängel bei der 
Kassenführung führen zu Hinzu
schätzungen des Finanzamts

4…  �Doppelbesteuerung von Renten

4…  �Keine Berichtigung des Einkom-
mensteuerbescheids bei fehlender 
Erfassung der ordnungsgemäß  
erklärten Einkünfte

4…  �Problemfall: Familienheim und 
Erbschaftsteuer

1

5…  �Steuerfolgen bei Sachspenden aus 
dem Betrieb an steuerbegünstigte 
Organisationen

5…  �Geltendmachung von Fahrtkosten 
zur Arbeit: Taxi als „öffentliches 
Verkehrsmittel”

5…  �Was durch die Änderung des Um-
satzsteuersatzes beim Ausstellen 
von Gutscheinen zu beachten ist

5…  �Wann kommt ein Verlustvortrag  
zur Anwendung?

6…  �Mit Entfernungspauschale ist 
Hin- und Rückweg abgegolten – 
Bei einem Weg nur die Hälfte zu 
berücksichtigen

6…  �Einige Bundesländer verlängern 
Frist zur Aufrüstung von Kassen

6…  �Besteuerung des Pflichtteils bei  
der Erbschaftsteuer

7…  �Zum Vorsteuerabzug für Badreno
vierung eines an den Arbeitgeber 
vermieteten Home-Office

7…  �Mehrwertsteuerabsenkung: Für 
abschreibbare Wirtschaftsgüter 
neue Grenze beachten!

7…  �Steuerbegünstigung für Umwand
lungen im Konzern nach § 6a GrEStG

7…  �Anrechnung der Gewerbesteuer  
auf die Einkommensteuer

8…  �Arztkosten als Folge eines Wege-
unfalls sind als Werbungskosten 
abzugsfähig

8…  �Schenkungsteuerfolgen bei Einla-
gen in eine Personengesellschaft

8…  �Unverhältnismäßig hohe 
Geschäftsführervergütungen – 
Fehlende Gemeinnützigkeit



können, nicht gegen das Grundgesetz 
verstößt. Ebenso sei auch die Begrenzung 
des Sonderausgabenabzugs für Erstaus-
bildungskosten auf einen Höchstbetrag 
von 4.000 Euro in den Streitjahren (seit 
dem Veranlagungszeitraum 2012 bis zur 
Höhe von 6.000 Euro) verfassungsrecht-
lich nicht zu beanstanden.

Aktualisierte Grundsätze  
zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbe­
wahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und  
Unterlagen in elektro­
nischer Form

Das Bundesfinanzministerium hat am 
28. November 2019 aktualisierte Grund-
sätze zur ordnungsmäßigen Führung 
und Aufbewahrung von Büchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektro-
nischer Form sowie zum Datenzugriff 
(GoBD) veröffentlicht. Diese sind mit 
Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft 
getreten.
Die Finanzbehörde hat das Zugriffsrecht 
auf mit einem DV-System erstellte auf-
bewahrungspflichtige Unterlagen nicht 
nur bei steuerlichen Außenprüfungen, 
sondern in allen gesetzlich geregelten 
Fällen (z. B. auch Nachschauen).
Zudem ist es im Falle eines System-
wechsels oder der Auslagerung auf-
zeichnungs- oder auf bewahrungs-
pflichtiger Daten aus dem Produktiv-
system ausreichend, wenn nach Ablauf 
des 5. Kalenderjahres, das auf die Um-
stellung folgt, nur noch der Z3-Zugriff 
ermöglicht wird.
Neben der generellen Fokussierung auf 
die Einzelaufzeichnungspflichten und 
die Zeitnähe von Buchungen sind fol-
gende Aspekte erneut hervorzuheben:
 � Bildliches Erfassen, z. B. durch eine 

Mobile App, wird einem stationären 
Scannen bei Einhaltung der erforder-
lichen Voraussetzungen (insb. Ver-
fahrensdokumentation) gleichgestellt. 
Das bildliche Erfassen ist grundsätz-
lich auch im Ausland möglich.

 � Bei sog. identischen Mehrstücken, d. h. 
Daten, die inhaltsgleich in strukturier-
ter und bildhafter Form vorliegen, ist 
die Aufbewahrung des Formats mit 
der höheren maschinellen Auswert-
barkeit ausreichend.

 � Bei Konvertierung aufbewahrungs-
pflichtiger Unterlagen in ein Inhouse-
Format ist die Vernichtung des Ori-
ginals zulässig, wenn eine inhalts-
gleiche Archivierung erfolgt und die 
Daten einer maschinellen Auswert-
barkeit zugänglich sind.

Zudem ist eine Referenzierung einer ur-
sprünglichen Buchung zu deren Storno-
buchung im Buchführungssystem ver-
pflichtend vorzunehmen.

Verbesserung bei der 
steuerlichen Behandlung 
von Diensträdern

Die obersten Finanzbehörden der Län-
der haben sich erneut in einem ge-
meinsamen Schreiben zur steuerlichen 
Behandlung von Fahrrädern geäußert, 
die Arbeitnehmer von ihren Arbeitgebern 
überlassen bekommen.
Überlässt der Arbeitgeber oder auf Grund 
des Dienstverhältnisses ein Dritter dem 
Arbeitnehmer ein betriebliches Fahrrad 
zur privaten Nutzung zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn, ist 
diese Überlassung steuerfrei (§ 3 Nr. 37 
EStG). Erfolgt die Überlassung im Rah-
men einer Gehaltsumwandlung, muss 
dieser zum Arbeitslohn gehörende 
geldwerte Vorteil versteuert werden. 
Regelmäßig erfolgt die Berechnung des 
zu versteuernden geldwerten Vorteils 
mit der 1%-Methode, d. h. der Arbeit-
nehmer zahlt jeden Monat auf 1% des 
Anschaffungspreises Steuern.
Das neue Schreiben korr igier t nun 
die Bestimmung zum Anschaffungs-
preis. Die Berechnungsgrundlage für 
die Festlegung der monatlich fälligen 
Steuern ist grundsätzlich die auf volle 
100 Euro abgerundete unverbindliche 
Preisempfehlung des Herstellers, Im-
porteurs oder Großhändlers im Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme des Fahrrads ein-
schließlich der Umsatzsteuer. Das gilt 
auch dann, wenn der tatsächliche Kauf-
preis niedriger war.
Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer das betriebliche Fahrrad erst-
mals nach dem 31. Dezember 2018 und 
vor dem 1. Januar 2031, wird die Be-
messungsgrundlage halbiert. Der Arbeit-
nehmer versteuert demnach nicht 1% 
der unverbindlichen Preisempfehlung, 
sondern nur noch 0,5%. Und ab 1. Ja-
nuar 2020 muss nur noch 0,25% der 
unverbindlichen Preisempfehlung ver-
steuert werden. In diesen Fällen kommt 

es nicht auf den Zeitpunkt an, zu dem 
der Arbeitgeber dieses Fahrrad an-
geschafft, hergestellt oder geleast hat, 
sondern nur auf den Zeitpunkt der Über-
lassung. Diese Regelung gilt bis zum 
31. Dezember 2030.
Wurde das betriebliche Fahrrad vor dem 
1. Januar 2019 vom Arbeitgeber bereits 
einem Arbeitnehmer zur privaten Nut-
zung überlassen, bleibt es bei einem 
Wechsel des Nutzungsberecht ig ten 
nach dem 31. Dezember 2018 für die-
ses Fahrrad bei der vollen Bemessungs-
grundlage, also 1% der unverbindlichen 
Preisempfehlung.

Dreijährige Renovierungs­
phase – keine Erbschaft­
steuerbefreiung für ein 
Familienheim

Das Finanzgericht Münster entschied, 
dass der Erwerb eines Familienheims 
nicht steuerbefreit ist, wenn der Erbe 
das Objekt erst nach einer dreijährigen 
Renovierungsphase bezieht.
Im Streitfall war der Kläger Alleinerbe 
seines Vaters, der eine Doppelhaushälfte 
bis zu seinem Tod im Jahr 2013 bewohnt 
hatte. Die angrenzende Doppelhaus-
hälfte bewohnte der Kläger bereits mit 
seiner Familie. Der Kläger verband beide 
Doppelhaushälf ten und nahm in der 
Hälfte des verstorbenen Vaters umfang-
reiche Sanierungs- und Renovierungs-
arbeiten – teilweise in Eigenleistung – 
vor. Seit Abschluss dieser Arbeiten in 
2016 nutzt der Kläger das gesamte Haus 
als einheitliche Wohnung. Das beklagte 
Finanzamt versagte die Erbschaftsteuer-
befreiung für ein Familienheim wegen 
der Verzögerung. Die Klage blieb vor 
dem FG Münster erfolglos.

Krankheitskosten auf­
grund Wegeunfalls  
als Werbungskosten  
abziehbar

Die Klägerin erlitt durch einen Verkehrs-
unfall auf dem Weg von ihrer ersten Tätig-
keitsstätte nach Hause erhebliche Ver-
letzungen. Die hierdurch verursachten 
Krankheitskosten, soweit sie nicht von 
der Berufsgenossenschaft übernommen 
wurden, machte sie als Werbungskosten 
bei ihren Einkünften aus nichtselb-
ständiger Arbeit geltend. Das Finanz-
amt sowie das Finanzgericht ließen den 
Werbungskostenabzug nicht zu.
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Der Bundesfinanzhof hingegen erkannte 
die unfallbedingten Krankheitskosten 
als Werbungskosten an. Zwar seien 
durch die Entfernungspauschale grund-
sätzlich sämtliche fahrzeug- und weg-
streckenbezogenen Aufwendungen ab-
gegolten, die durch die Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ver-
anlasst sind. Dies gelte auch für Unfall-
kosten, soweit es sich um echte Wege-
kosten handele (z . B. Reparaturauf-
wendungen). Andere Aufwendungen, 
insbesondere Aufwendungen in Zu-
sammenhang mit der Beseitigung/Lin-
derung von Körperschäden, die durch 
einen Wegeunfall zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte eingetreten 
seien, werden von der Abgeltungs-
wirkung dagegen nicht erfasst. Solche 
beruflich veranlassten Krankheitskosten 
könnten daher – neben der Entfernungs-
pauschale – als Werbungskosten ab-
gezogen werden.

Zuordnungsentscheidung 
bei Errichtung einer  
Photovoltaikanlage muss 
für Vorsteuerabzug  
fristgemäß dokumentiert 
werden

Der Vorsteuerabzug aus der Errichtung 
einer sowohl unternehmerisch als auch 
nichtunternehmerisch genutzten Photo-
voltaikanlage setzt eine Zuordnungs-
entscheidung voraus, die spätestens bis 
zum Ablauf der gesetzlichen Abgabe-
frist für die Steuererklärung gegenüber 
dem Finanzamt zu dokumentieren ist.
Der Kläger hatte im Jahr 2014 eine Photo-
voltaikanlage erworben. Den erzeugten 
Strom nutzte er zum Teil selbst, zum 
Teil speiste er ihn bei einem Energiever-
sorger ein. Am 29. Februar 2016 gab der 
Kläger die Umsatzsteuererklärung für 
das Streitjahr 2014 ab und machte Vor-
steuerbeträge geltend. Vor der Abgabe 
seiner Umsatzsteuererklärung hatte der 
Kläger gegenüber dem Finanzamt keine 
Angaben zu der Photovoltaikanlage ge-
macht. Das Finanzamt versagte den Vor-

Dieser beträgt bei Beschäftigten mit 
einer 5-Tage-Woche für das Jahr 2020 
fünf Tage. Für die Jahre 2021 und 2022 
soll der Anspruch auf zusätzlichen be-
zahlten Urlaub jeweils sechs Tage be-
tragen.

Selbst bewohntes Haus 
verkauft – Keine Speku­
lationssteuer trotz Zwi­
schenvermietung

Wenn Eigentümer ihr Haus oder ihre 
Wohnung verkaufen, fällt auf den Ge-
winn grundsätzlich Einkommensteuer 
an, außer wenn seit dem Kauf zehn Jahre 
vergangen sind oder die Immobilie zu-
mindest im Jahr der Veräußerung und 
den beiden vorangegangenen Jahren 
nur zu eigenen Wohnzwecken genutzt  
worden ist. Das gilt auch dann, wenn 
das Haus vor dem Verkauf ein paar Mo-
nate vermietet war. Entscheidend ist die 
Nutzung in den Vorjahren des Verkaufs.
In einem Streitfall hatte ein Mann im 
Jahr 2006 eine Eigentumswohnung er-
worben und diese bis April 2014 durch-
gehend zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzt. Von Mai 2014 bis zum Verkauf 
der Wohnung im Dezember 2014 ver-
mietete er die Wohnung. Das Finanzamt 
ermittelte im Jahr des Verkaufs einen 
steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn, 
denn die Steuerbefreiung gelte nur für 
selbst genutzte Immobilien.
Der Bundesfinanzhof gab hingegen 
dem Mann Recht. Es genüge, wenn die  
Immobil ie im Vorjahr des Verkaufs 
durchgehend selbst genutzt worden 
sei. Für das zweite Vorjahr und das 
Verkaufsjahr genüge es, wenn der Klä-
ger die Wohnung zumindest einen Tag 
selbst bewohnt habe.

Hinweis: Haben Sie als langjähriger 
Eigentümer eine selbst bewohnte Im-
mobilie nur kurz vor dem Verkauf ver-
mietet und wurde Einkommensteuer 
auf den Verkaufserlös erhoben, soll-
ten Sie Einspruch gegen den Steuer-
bescheid einlegen. Wir helfen Ihnen 
gerne dabei.

Gravierende Mängel bei 
der Kassenführung füh­
ren zu Hinzuschätzungen 
des Finanzamts

Der Betreiber eines Sushi-Restaurants, 
der die meisten Einnahmen in bar erzielte, 
setzte eine elektronische Registrierkasse 
älteren Baujahres ein. Fiskaljournaldaten 
konnte die Kasse nicht speichern und in 
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steuerabzug aus der Rechnung über die 
Lieferung der Photovoltaikanlage, weil 
der Kläger die Zuordnungsentscheidung 
nicht rechtzeitig getroffen habe.
Das Finanzgericht Baden-Württemberg 
gab dem Finanzamt Recht. Da die Lie-
ferung der Photovoltaikanlage sowohl 
für den unternehmerischen Bereich als 
auch für den nichtunternehmerischen 
Bereich des Klägers vorgesehen war 
(sog. gemischte Nutzung), hätte der Klä-
ger seine Zuordnungsentscheidung zum 
Unternehmensvermögen spätestens bis 
zum Ablauf der gesetzlichen Abgabe-
frist für die Steuererklärung treffen 
und gegenüber dem Finanzamt doku-
mentieren müssen. Die Frist zur Doku-
mentation der Zuordnungsentscheidung 
werde durch Fristverlängerungen für die 
Abgabe der Steuererklärung nicht ver-
längert. Zu dieser Entscheidung ist eine 
Anfrage beim Europäischen Gerichts-
hof gestellt worden. Dieser soll grund-
sätzlich über die deutsche Handhabung 
entscheiden.

Mindestlöhne für Be­
schäftigte in der Alten­
pflege werden angehoben

Die Pflegekommission hat sich auf höhe-
re Mindestlöhne für Beschäftigte in der 
Altenpflege geeinigt. Die Mindestlöhne 
für Pflegehilfskräfte sollen ab 1. Juli 
2020 im Osten und im Westen in vier 
Schritten auf einheitlich 12,55 Euro pro 
Stunde steigen. Darüber hinaus wurde 
ein Pflegemindestlohn für qualifizierte 
Pflegehilfskräfte (Pflegekräfte mit einer 
mindestens 1-jährigen Ausbildung und 
einer entsprechenden Tätigkeit) und für 
Pflegefachkräfte festgelegt.
Ab dem 1. April 2021 sollen für quali­
fizierte Pflegehilfskräfte im Osten ein 
Mindestlohn in Höhe von 12,20 Euro 
pro Stunde und im Westen in Höhe 
von 12,50 Euro pro Stunde eingeführt  
werden. Die Ost-West-Angleichung soll 
zum 1. September 2021 auf einheitlich 
12,50 Euro pro Stunde vollzogen wer-
den. Ab 1. April 2022 soll der Mindest-
lohn für qualifizierte Pflegehilfskräfte 
auf 13,20 Euro pro Stunde steigen.
Zum 1. Juli 2021 soll für Pflegefach­
kräfte ein einheitlicher Mindestlohn in 
Höhe von 15,00 Euro pro Stunde ein-
geführt werden. Ab 1. April 2022 soll 
der Mindestlohn für Pflegefachkräfte 
auf 15,40 Euro pro Stunde steigen.
Hinweis: Für Beschäftigte in der Pflege 
soll es neben dem gesetzlichen Urlaubs-
anspruch einen Anspruch auf zusätz-
lichen bezahlten Urlaub geben.



der Kasse zunächst gespeicherte Daten 
wurden aufgrund begrenzter Speicher-
möglichkeiten überschrieben. Die aus-
gedruckten Tagesendsummenbons (Z-
Bons) wurden am Ende des Geschäfts-
tages aufbewahrt, aber die von der Kasse 
ausgedruckten Warengruppenberichte 
wurden vernichtet. Für unbare Kredit-
karten- und EC-Karten-Umsätze gab es 
ein entsprechendes Kartenlesegerät. Im 
Kassensystem fand aber keine Tren-
nung der baren von den unbaren Ein-
nahmen statt, weshalb sämtliche Ein-
nahmen als Bareinnahmen ausgewiesen 
wurden. Die Tageseinnahmen wurden in 
einem Kassenbuch erfasst, das mit Hilfe 
eines Tabellenkalkulationsprogramms 
erstellt wurde. Eine Außenprüfung er-
gab, dass die eingesetzte Kasse Auf-
zeichnungsmängel aufweist, weil die 
erfassten Tageseinnahmen täglich ge-
löscht würden, bis auf das Benutzer-
handbuch weder Organisationsunter-
lagen noch die Verfahrensdokumentation 
zur elektronischen Registrierkasse vor-
gelegt werden konnten und bar und un-
bar vereinnahmte Einnahmen jeweils 
nicht gesondert festgehalten würden. Es 
wurden daher Hinzuschätzungen vor-
genommen und der Fall ging vor Gericht.
Doch das Finanzgericht Münster stellte 
klar, dass eine Schätzungsbefugnis ge-
geben ist, weil die Buchführung der Be-
steuerung nicht zugrunde gelegt werden 
kann und auch die Höhe der vom Finanz-
amt vorgenommenen Hinzuschätzungen 
im Ergebnis nicht zu beanstanden ist. 
Es liege ein gravierender formeller Man-
gel bereits darin, dass der Betreiber des  
Sushi-Restaurants seine Aufzeichnungen 
mittels Tabellenkalkulationsprogramm 
(hier Standardsoftware: Numbers für 
Mac) geführt hat. Des Weiteren sei die 
sog. Kassensturzfähigkeit im Betrieb des 
Sushi-Restaurants nicht gewährleistet.

Doppelbesteuerung  
von Renten

Das Finanzgericht Saarland hat das 
Aktenzeichen des bei ihm anhängigen 
Ver fahrens zur Frage der Doppel-
besteuerung von Renten bekannt ge-
geben. Es wird dort als Verfahren mit 
besonderer Bedeutung unter dem Akten-
zeichen 3 K 1072/20 geführt. Betroffene 
Rentner können jetzt Einspruch einlegen 
und unter Hinweis auf das Musterver-
fahren das Ruhen des Verfahrens nach 
§ 363 AO beantragen. Da das Verfahren 
noch nicht beim Bundesfinanzhof an-
hängig ist, bedarf es zum Ruhen des 
Verfahrens der Zustimmung der Finanz-
behörde.
Ein Ruheständler wehrt sich gegen die 
Besteuerung seiner gesetzlichen Alters-
rente. Daneben bezieht er eine Rente aus 

der Zusatzversorgungskasse Saarland. 
Schwerpunkt seiner Klage ist die aus 
seiner Sicht verfassungswidrige Doppel-
besteuerung der Rentenbeiträge in der 
Einzahlungs- und der Auszahlungs-
phase. Ebenso wendet er sich gegen die 
Typisierungen in § 22 EStG, deren Er-
tragsanteil nicht richtig berechnet wäre, 
die Zuordnung der Rentenbeiträge zu 
den Sonderausgaben sowie gegen die 
rückwirkende Anhebung des steuer-
pflichtigen Anteils der Renten für Bei-
träge vor 2005. Der Kläger bezweifelt 
u. a., ob hinsichtlich des Zwanges zur 
gesetzlichen Rentenversicherung über-
haupt eine Einkunftsquelle im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes vorliegt, da 
es an einer Einkünfteerzielungsabsicht 
im Rahmen eines Umlageverfahrens 
fehle.
Es steht derzeit noch nicht fest, wann 
mit einer Entscheidung in diesem Ver-
fahren vor dem Finanzgericht Saarland 
zu rechnen ist.
Hinweis: Die Finanzgerichte Hessen 
und Baden-Württemberg haben in der 
Besteuerung der Altersrenten keine ver-
fassungswidrige Doppelbesteuerung ge-
sehen. Gegen beide Entscheidungen ist 
ein Revisionsverfahren beim Bundes-
finanzhof anhängig.

Keine Berichtigung des 
Einkommensteuerbe­
scheids bei fehlender 
Erfassung der ordnungs­
gemäß erklärten Ein­
künfte

Ein Steuerpflichtiger erklärte seinem 
Finanzamt ordnungsgemäß u. a. Ein-
künfte in Höhe von 128.641 Euro aus 
selbständiger Arbeit. Beim Einscannen 
der Unterlagen im Veranlagungsbezirk 
des Finanzamts wurde die Anlage S zur 
Einkommensteuererklärung versehent-
lich übersehen, sodass eine Erfassung 
der Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
des Klägers unterblieb. Nach maschi-
neller Überprüfung der eingescannten 
Daten durch ein Risikomanagement-

system gingen im Veranlagungsbezirk 
mehrere Prüf- und Risikohinweise ein, 
die u. a. auf Einkünfte „des Ehemanns/
der Ehefrau von weniger als 4.200 Euro“ 
hinwiesen und eine „personelle Prüfung“ 
des als „risikobehaftet“ eingestuften 
Falls vorsahen. Die Prüf- und Risiko-
hinweise wurden von der zuständigen 
Sachbearbeiterin bearbeitet. Sie über-
prüfte aber nicht, ob die Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit zutreffend im Ein-
kommensteuerbescheid übernommen 
worden waren. Im Folgejahr wurde der 
Fehler erkannt und der Einkommen-
steuerbescheid berichtigt. Das Finanz-
gericht vertrat die Auffassung, dass  
das Finanzamt zur Berichtigung des  
Einkommensteuerbescheids berechtigt 
gewesen sei.
Der Bundesfinanzhof gab dem Steuer-
pflichtigen Recht. Laut der Abgaben-
ordnung sei nur die Berichtigung von 
Schreibfehlern, Rechenfehlern und ähn-
lichen offenbaren Unrichtigkeiten (sog. 
mechanische Versehen) erlaubt, die beim 
Erlass des Einkommensteuerbescheids 
unterlaufen sind. Im vorliegenden Fall 
beruhe der fehlerhaf te Einkommen-
steuerbescheid aber darauf, dass die 
zutreffende Höhe der im Bescheid an-
gesetzten Einkünfte nicht aufgeklärt 
wurde, obwohl aufgrund der Risiko- und 
Prüfhinweise Zweifel an der Richtigkeit 
dieser Einkünfte bestanden hätten und 
deshalb eine weitere Sachaufklärung ge-
boten gewesen wäre. Das schließe das 
Vorliegen eines bloß mechanischen Ver-
sehens und damit die Anwendung der 
Berichtigungsnorm aus.

Problemfall:  
Familienheim und  
Erbschaftsteuer

Das Familienheim, in dem sich der 
Mittelpunkt des Haushalts einer Familie 
oder auch nur eines Ehepaares befindet, 
kann unter bestimmten Voraussetzungen 
an den überlebenden Ehepartner erb-
schaftsteuerfrei vererbt werden. Lebte 
das Ehepaar im Zeitpunkt des Todes 
eines Partners in einem eigenen Haus, 
bleibt der Wert dieses Hauses bei der 
Erbschaftsteuer unberücksichtigt, wenn 
der überlebende Ehepartner es in den 
nächsten 10 Jahren als Eigentümer wei-
ter bewohnt. Das gilt auch für eine Haus-
hälfte, wenn der Überlebende bereits 
vorher Miteigentümer war. Für Zweit-
wohnungen, Ferienwohnungen gilt diese 
Befreiung nicht.
Kann der erbende Ehegatte die Woh-
nung aus zwingenden Gründen nicht 
die vollen 10 Jahre selbst nutzen, ist 
dies für die Befreiung nicht schädlich. 
Zu diesen zwingenden Gründen rech-
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net auch ein krankheitsbedingter Um-
zug in ein Pflegeheim. Erfolgt der Um-
zug in ein Altersheim, ist dies kein zwin-
gender Grund, ebenso wenig der Umzug 
in eine kleinere Wohnung oder in ein 
anderes Haus in der Nähe der Kinder.
Schädlich ist auf jeden Fall auch die 
Veräußerung oder Schenkung an Kin-
der, selbst wenn der Überlebende z. B. 
aufgrund eines Nießbrauchs weiter im 
Haus wohnen bleibt. Die Erbschaftsteuer 
fällt dann rückwirkend an. Dies kann 
bei den heutigen Grundstückspreisen 
eine erhebliche Steuernachzahlung zur 
Folge haben, selbst wenn keine Zinsen 
auf die Nachzahlung berechnet werden.

Steuerfolgen bei Sach­
spenden aus dem Betrieb 
an steuerbegünstigte  
Organisationen

Sachspenden werden z. Zt. in großem 
Umfang durch Unternehmen aus dem 
Betriebsvermögen insbesondere zu ka-
ritativen Zwecken geleistet. Spenden an 
steuerbegünstigte Organisationen sind 
steuerlich als Entnahmen einzustufen.
Beim Abgang aus einem Betrieb müssen 
sie mit dem Teilwert gewinnerhöhend 
angesetzt werden. Handelt es sich bei 
den Spenden um Waren, die der Be-
trieb zwecks Weiterverkauf eingekauft 
hat oder um hergestellte Erzeugnisse, 
dann gelten die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten gleichzeitig als Teilwert. 
Ist seit dem Erwerb/der Herstellung eine 
Preisänderung erfolgt, gilt der fiktive 
Einkaufspreis/Herstellungskostenpreis 
im Zeitpunkt der Spende als Teilwert. 
Werden nicht mehr verkäufliche Waren, 
z. B. Lebensmittel gespendet, ist der Preis 
entsprechend geringer, evtl. ist auch ein 
Wert von 0 Euro anzusetzen. Ausnahms-
weise kann die Sachspende auch mit 
ihrem Buchwert angesetzt werden, wenn 
sie an eine steuerbegünstigte Körper-
schaft geleistet wird. Dies gilt aber nur, 
wenn die Spendenbescheinigung der 
begünstigten Organisation nicht über 
einen höheren Wert lautet.
Stellt die empfangende Körperschaft 
eine Spendenbescheinigung über die 
Sachspende aus, kann der Betrag um 
die auf die Spende entfallende Umsatz-
steuer erhöht werden. Der Spender kann 
den Wert der Sachspende als Sonder-
ausgabe abziehen, wenn der Empfän-
ger die Spendenbescheinigung nach 
dem amtlich vorgeschriebenen Muster 
erstellt. Bei Sachspenden muss diese 
Bescheinigung auch die Grundlagen für 
die Ermittlung des bestätigten Werts 
enthalten.
Die Sachspenden unterliegen auch der 
Umsatzsteuer, weil der Unternehmer 

setz nicht „öffentliche Verkehrsmittel im 
Linienverkehr“ bzw. „regelmäßig ver-
kehrende öffentliche Verkehrsmittel“ 
voraussetze, spreche der Wortlaut nicht 
zwingend dagegen, Taxifahrten unter 
die gesetzliche Privilegierung zu fas-
sen. Gegen das Urteil wurde Revision 
beim Bundesfinanzhof eingelegt.

Was durch die Änderung 
des Umsatzsteuersatzes 
beim Ausstellen von Gut­
scheinen zu beachten ist

Bei der Erstellung von Gutscheinen ist 
seit dem 1. Januar 2019 zwischen Ein-
zweck- und Mehrzweckgutscheinen zu 
unterscheiden.
Ein Einzweckgutschein liegt vor, wenn 
die Verpf l ichtung besteht, den Gut-
schein als vollständige oder teilweise 
Gegenleistung für eine Lieferung oder 
sonstige Leistung anzunehmen und 
der Liefergegenstand bzw. die sonstige  
Leistung, die Identität des leistenden 
Unternehmers und der Ort der Liefe-
rung oder sonstigen Leistung bereits 
bei Ausgabe des Gutscheins feststehen. 
In diesem Fall hat die Besteuerung der 
aufgrund des Gutscheins (später) zu er-
bringenden Leistung bereits bei Ausgabe 
des Gutscheins zu dem in diesem Zeit-
punkt gültigen Steuersatz zu erfolgen. 
Die spätere Leistungserbringung ist aus 
umsatzsteuerrechtlicher Sicht irrelevant, 
es ergeben sich insofern keine Ände-
rungen. Fehlt eine der genannten An-
gaben bzw. ist diese noch unbestimmt, 
liegt ein Mehrzweckgutschein vor und 
die zu erbringende Leistung ist erst in 
dem Zeitpunkt zu besteuern, in dem die 
Einlösung des Gutscheins erfolgt.
Nicht nur aus Gründen der Änderung 
des Steuersatzes empfiehlt es sich 
bei Ausstellung eines Gutscheins da-
rauf zu achten, dass ein Mehrzweck-
gutschein vorliegt, sodass erst bei tat-
sächlicher Leistungserbringung im Ein-
lösungszeitpunkt die Umsatzsteuer ent-
steht. Im Einzelfall kann es allerdings 
empfehlenswert sein, Einzweckgut-
scheine noch zum 16%-igen bzw. 5%-
igen Steuersatz ab 1. Juli 2020 auszu-
stellen, bevor ab 1. Januar 2021 der 
Steuersatz wieder angehoben wird.

Wann kommt ein Verlust­
vortrag zur Anwendung?

Der Abzug von Verlusten bei späteren 
positiven Einkünften hat große Aus-
wirkungen auf die Steuerbelastungen. 
Dies wird insbesondere in diesem Jahr 
deutlich, in dem viele Unternehmen/
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beim Einkauf auch die darauf gezahlte 
Vorsteuer geltend gemacht hat. Der Wert 
der Spenden richtet sich wie bei den Er-
tragsteuern nach dem fiktiven Einkaufs-
preis im Zeitpunkt der Spende. Auch für 
die Umsatzsteuer kann der Wert aber 
bis auf 0 Euro absinken, wenn z. B. bei 
Frischwaren das Haltbarkeitsdatum in 
wenigen Tagen erreicht wird oder die 
Waren andere Mängel aufweisen. Liegt 
eine Wertabgabe mit einer Bemessungs-
grundlage von mehr als 1 Euro vor,  
richtet sich der Steuersatz für die Um-
satzsteuer nach dem normalen Satz für 
die Ware, d. h. der Steuersatz gem. § 12 
UStG von 7% oder 19% kommt zur An-
wendung.

Geltendmachung von 
Fahrtkosten zur Arbeit: 
Taxi als „öffentliches 
Verkehrsmittel“

Der Kläger arbeitete bei einem großen 
SB Warenhaus als Geschäftsleiter in 
einer führenden Position. Die beruf-
liche Betätigung erfordert ein hohes Maß 
an Flexibilität, sodass er keine festen 
Arbeitszeiten mit einem regulären „Acht-
Stunden-Arbeitstag“ hat. Seit 2007 konn-
te der Kläger krankheitsbedingt nicht 
mehr selbst Auto fahren. Er hat einen 
Schwerbehindertenausweis mit einem 
Grad der Behinderung von 60 ohne be-
sondere Merkmale. Da die öffentliche 
Verkehrsanbindung zeitlich nicht hin-
reichend flexibel und zu langwierig war, 
nahm der Kläger in der Regel ein Taxi. 
Hierzu vereinbarte er Sonderkonditionen 
mit dem Taxiunternehmer.
Das Thüringer Finanzgericht vertrat 
die Auffassung, dass die Taxikosten 
als Werbungskosten aus nichtselb-
ständiger Arbeit steuermindernd zu be-
rücksichtigen seien, da Taxis „öffentli-
che Verkehrsmittel“ darstellen. Soweit 
die Regelung im Einkommensteuer-
gesetz lediglich von „öffentlichen Ver-
kehrsmitteln“ spreche, seien dies zu-
nächst nur solche, die der Allgemein-
heit („Öffentlichkeit“) zur Verfügung  
stehen, wie z. B. Bahn, Bus, Schiff, Fähre 
und Flugzeug. Da auch Taxis insoweit 
allgemein zugänglich seien und das Ge-



Unternehmer voraussichtlich Verluste 
erwirtschaften werden. Üblicherweise 
wird ein in einem Jahr erlittener Verlust 
in einer Einkunftsart zunächst mit ande-
ren positiven Einkünften in diesem Jahr 
verrechnet und ein verbleibender Betrag 
auf die folgenden Jahre vorgetragen. Zu-
nächst wird aber ein verbleibender Ver-
lust (d. h. negativer Gesamtbetrag der 
Einkünfte) auf das vorangegangene Jahr 
zurückübertragen (=Verlustrücktrag). 
Dabei gibt es zwei wesentliche Grenzen:
 � bei der Gewerbesteuer gibt es den 

Rücktrag nicht,
 � der Rücktrag bei der Einkommensteuer 

darf 5 Mio. Euro (bei Zusammenver-
anlagung 10 Mio. Euro) nicht über-
steigen (gültig für VZ 2020 und 2021).

Der Rücktrag wird „von Amts wegen“ 
vorgenommen, er kann aber auf Antrag 
ganz unterbleiben oder zahlenmäßig 
begrenzt werden. Dieser Antrag kann 
Auswirkungen auf die Gesamtsteuer-
belastung haben. Zunächst sollte der 
Rücktrag auf das Vorjahr so begrenzt 
werden, dass in dem Jahr angefallene 
Sonderausgaben, außergewöhnliche Be-
lastungen, Kinderfreibeträge und die 
steuerfreien Grundfreibeträge je Person 
noch erhalten bleiben. Der verbleibende 
Verlust wird dann automatisch auf das 
nächste Jahr vorgetragen. Sind die Ein-
künfte im Folgejahr deutlich höher als 
im Vorjahr, dann kann es auch günsti-
ger sein, auf den Rücktrag zu verzichten, 
weil sich die Steuerminderung im Folge-
jahr dadurch deutlich erhöht. Es emp-
fiehlt sich also, das Verlustjahr erst 
dann rechtskräftig werden zu lassen, 
wenn eine zuverlässige Prognose über 
die Höhe des Einkommens im Folgejahr 
möglich ist.
Der Rücktrag von Verlusten in das 
vorangegangene Jahr erfolgt ohne An-
trag automatisch; es ist daher zu emp-
fehlen, die steuerlichen Auswirkungen 
zu überprüfen und den Rücktrag ggfs. 
zu begrenzen.

Mit Entfernungspauschale  
ist Hin- und Rückweg ab­
gegolten – Bei einem Weg 
nur die Hälfte zu berück­
sichtigen

Ein Arbeitnehmer suchte regelmäßig 
arbeitstäglich seinen Arbeitsplatz auf 
und kehrte noch am selben Tag von dort 
nach Hause zurück. Vereinzelt erfolgte 
die Rückkehr nach Hause jedoch erst 
an einem der nachfolgenden Arbeits-
tage. Der Kläger machte auch in diesen 
Fällen sowohl für die Hin- als auch die 
Rückfahrt die vollständige Entfernungs-
pauschale als Werbungskosten geltend.

Der Bundesfinanzhof erkannte jedoch 
nur die Hälfte an. Zur Abgeltung der 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
die Wege zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte sei für jeden Arbeitstag, 
an dem der Arbeitnehmer die erste Tätig-
keitsstätte aufsuche, eine Entfernungs-
pauschale von 0,30 Euro für jeden Ent-
fernungskilometer anzusetzen. Die Ent-
fernungspauschale gelte dabei sowohl 
den Hinweg von der Wohnung zur ers-
ten Tätigkeitsstätte als auch den Rück-
weg ab. Lege ein Arbeitnehmer die Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte an unterschiedlichen Arbeits-
tagen zurück, könne er die Entfernungs-
pauschale für den jeweiligen Arbeits-
tag nur zur Hälfte, also in Höhe von 
0,15 Euro pro Entfernungskilometer,  
geltend machen.

Einige Bundesländer  
verlängern Frist zur Auf­
rüstung von Kassen

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Hol-
stein, Saarland und Sachsen (Stand: 
17.07.2020) wollen Betriebe bei der Auf-
rüstung von Kassen wegen der Corona-
Krise entlasten und verlängern die Nicht-
beanstandungsfrist von Ende September 
2020 auf Ende März 2021. Das Gesetz 
zum Schutz vor Manipulationen an di-
gitalen Grundaufzeichnungen trat Ende 
Dezember 2016 in Kraft. Darin wurde 
festgelegt innerhalb von drei Jahren eine 
„Zertifizierte Technische Sicherheitsein-
richtung TSE“ für alle gängigen Kassen-
systeme zu entwickeln, die das „Bundes-
amt für Sicherheit in der Informations-
technik“ (BSI) zertifizieren muss. Das 
Bundesministerium der Finanzen ge-
währt eine bis zum 30. September 2020 
geltende Nichtbeanstandungsregelung.
Die Finanzverwaltungen der neun Län-
der werden nach Maßgabe der jeweili-
gen Ländererlasse Kassensysteme bis 
zum 31. März 2021 auch weiterhin nicht 
beanstanden, wenn besondere Härten 
mit einem zeitgerechten Einbau einer 
Sicherungseinrichtung verbunden wären.

Die betroffenen Betriebe müssen ge-
mäß der Regelungen des jeweiligen 
Bundeslandes nachweisen können bis 
zum Ende der Nichtbeanstandungsfrist 
des Bundesfinanzministeriums (30. Sep-
tember 2020) einen Kassenfachhändler, 
Kassenhersteller oder einen anderen 
Dienst leister im Kassenbereich mit 
dem fristgerechten Einbau oder der Ein-
bindung einer TSE beauftragt zu haben. 
Für Niedersachsen gilt die Regelung, 
dass der Auftrag bis zum 31. August 
2020 erteilt werden muss.
Ein gesonderter Antrag bei den Finanz-
ämtern ist hierfür nicht erforderlich. 
Das Aufbewahren der den Härtefall 
bestätigenden Belege reicht in diesen 
Fällen aus.

Besteuerung des Pflicht­
teils bei der Erbschaft­
steuer

Als Pflichtteil wird im Erbrecht ein Geld-
anspruch bezeichnet, der sich gegen den 
oder die Erben eines Verstorbenen rich-
tet. Anspruch auf den Pflichtteil haben 
Abkömmlinge, Ehegatten oder evt l. 
auch Eltern, wenn sie testamentarisch 
vom Erbe ausgeschlossen werden. Ein 
Pflichtteilsanspruch besteht auch dann, 
wenn der durch Testament zugewiesene 
Erbanspruch geringer ist als der gesetz-
liche Anspruch. Der Pflichtteil bemisst 
sich nach der Hälfte des gesetzlichen 
Erbanspruchs.
Die Erbschaftsteuer für den Pflichtteils-
berechtigten entsteht erst dann, wenn 
er den Pflichtteil geltend macht, nicht 
bereits mit dem Tod des Erblassers. Die 
Bemessung des Pflichtanspruchs erfolgt 
nach den zivilrechtlichen Bewertungs-
regeln, d. h. auch der Pflichtteilsberech-
tigte hat einen Geldanspruch. Die Ver-
schonungsregeln für Betriebsvermögen 
oder andere sachliche Freibeträge (wie 
z. B. Hausratsgegenstände, Familien-
heim, Abschlag für Denkmäler) können 
daher auf den Pflichtteilsanspruch nicht 
angewendet werden.
Der Pf lichtteilsberechtigte hat daher 
häufig eine höhere Erbschaftsteuer zu 
leisten als ein Erbe bei wertmäßig dem 
gleichen Erwerb. Auch dem Pflichtteils-
berechtigten stehen aber die persön-
lichen Freibeträge und die Steuerklasse 
entsprechend dem Verwandtschaftsver-
hältnis zum Erblasser zu.
Der oder die Erben können von Ihrem 
Erwerb die geltend gemachten Pflicht-
teilsansprüche als Nachlassverbind-
lichkeiten abziehen. Nach der neueren 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes 
kann der volle Betrag abgezogen wer-
den, auch wenn das Vermögen teilweise 
nicht angesetzt werden muss.
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Zum Vorsteuerabzug  
für Badrenovierung eines 
an den Arbeitgeber  
vermieteten Home-Office

Die Kläger waren zu jeweils 50% Eigen-
tümer eines Zweifamilienhauses, das 
sie im Obergeschoss selbst bewohnten. 
Eine Einliegerwohnung mit Büro, Be-
sprechungsraum, Küche sowie Bad/
WC im Erdgeschoss vermieteten sie als 
Home-Office des Klägers umsatzsteuer-
pflichtig an dessen Arbeitgeber. Die Klä-
ger renovierten das Home-Office und 
bezogen hierfür Handwerkerleistungen, 
von denen 25.780 Euro auf die Bade-
zimmerrenovierung entfielen. Die hierauf 
entfallende Umsatzsteuer machten sie 
im Rahmen ihrer Umsatzsteuererklärung 
als Vorsteuer geltend. Das Finanzamt 
ordnete die Aufwendungen für das Bade-
zimmer dem privaten Bereich zu und 
erkannte die hierauf entfallenden Vor-
steuerbeträge nicht an.
Die Klage vor dem Bundesfinanzhof hatte 
keinen Erfolg. Die für Renovierungsauf-
wendungen in Rechnung gestellte Um-
satzsteuer könne für beruflich genutzte 
Büros und auch für Sanitärräume als 
Vorsteuer steuermindernd geltend ge-
macht werden. Vom Abzug dagegen aus-
geschlossen seien Aufwendungen für 
ein mit Dusche und Badewanne aus-
gestattetes Badezimmer.

Mehrwertsteuerabsen­
kung: Für abschreibba­
re Wirtschaftsgüter neue 
Grenze beachten!

Arbeitsmittel, die mehrere Jahre beruf-
lich genutzt werden, können dennoch 
vollständig im Jahr der Anschaffung 
als Werbungskosten geltend gemacht 
werden, wenn sie unterhalb eines be-
stimmten Grenzbetrages bleiben. Dabei 
handelt es sich um einen Bruttobetrag, 
seit 2018: 800 Euro plus Umsatzsteuer.
Für Anschaffungen ab dem 01.07.2020 
bis zum 31.12.2020 gilt jedoch der ver-
ringerte Umsatzsteuersatz von 16 Pro-
zent. Daher sinkt in dieser Zeit die Gren-

ren nach dem Rechtsvorgang bestehe. 
Wie der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
entschieden habe, stelle die von § 6a 
GrEStG gewährte Steuerbegünstigung 
keine unionsrechtlich verbotene Bei-
hilfe dar. Entgegen der Auffassung der 
Finanzverwaltung ist, so der BFH, auch 
die Verschmelzung der Tochtergesell-
schaft auf die Klägerin begünstigt. Un-
schädlich sei, dass die Klägerin nach 
der Verschmelzung aus umwandlungs-
rechtlichen Gründen keine Beteiligung 
an der Tochtergesellschaft mehr halten 
konnte und folglich der „Verbund“ zwi-
schen der Klägerin als herrschendem 
Unternehmen und der grundbesitzenden 
Tochtergesel lschaf t als abhängiger  
Gesellschaft durch die Verschmelzung 
beendet worden sei.
Anders als das Bundesminister ium 
der Finanzen legte der BFH auch in 
fünf weiteren Verfahren (II R 15/19, II 
R 16/19, II R 19/19, II R 20/19 und II 
R 21/19) die Steuerbegünstigung zu-
gunsten der Steuerpflichtigen weit aus. 
Das gilt sowohl für den in der Norm 
verwendeten Begriff des herrschenden 
Unternehmens als auch für die Frage, 
welche Umwandlungsvorgänge von der 
Steuerbegünstigung erfasst werden. In 
einem Verfahren (II R 17/19) sah der 
BFH die Voraussetzungen für die Steuer-
begünstigung nicht als erfüllt an.

Anrechnung der Gewer­
besteuer auf die Einkom­
mensteuer

Die auf die Einkünfte entfallende Ein-
kommensteuer nach der Tabelle wird 
dann verringert, wenn darin Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb enthalten sind und 
hierauf Gewerbesteuer zu entrichten ist. 
Die geschuldete Gewerbesteuer wird 
aber nicht voll angerechnet, sondern 
nur begrenzt durch zwei Schranken.
1. �Grenze: Der Anrechnungsbetrag kann 

höchstens das 3,8-fache des fest-
gesetzten Gewerbesteuermessbetrags 
ausmachen. Außerdem gilt hier die 
tatsächlich festgesetzte Gewerbe-
steuer als weiterer Höchstwert.

2. �Grenze: Von der Summe aller posi-
t iven Einkünfte ist der darin ent-
haltene Anteil an den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb zu ermitteln. Dieser 
Anteil, bezogen auf die tarifliche Ein-
kommensteuer, kann höchstens ge-
kürzt werden.

Bei dem Mitunternehmer einer gewerb-
lichen Personengesellschaft wird der 
Höchstbetrag aus seinem Anteil am 
Gewerbesteuermessbet rag der Ge-
sel lschaf t er rechnet .  Maßstab für 
den Anteil ist die Beteiligung der Ge-
sellschafter am Gewinn ohne Vorweg-
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ze für die Abschreibung sog. gering-
wertiger Wirtschaftsgüter von 952 auf 
928 Euro. Die Regelung gilt nicht nur für 
Unternehmer, sondern auch für Arbeit-
nehmer und Vermieter.
Für die Anwendung des Umsatzsteuer-
satzes ist der Leistungszeitpunkt maß-
geblich. Wenn ein Steuerpflichtiger z. B. 
im Juni 2020 einen Computer für 950 
Euro bestellt hat, aber die Lieferung erst 
im Juli 2020 erfolgt, muss der Compu-
ter über die gewöhnliche Nutzungsdauer 
von drei Jahren abgeschrieben werden, 
denn der Bruttobetrag übersteigt die 
Grenze von 928 Euro. Wäre die Liefe-
rung noch im Juni 2020 erfolgt, wären 
die Anschaffungskosten sofort in voller 
Höhe als Werbungskosten abzugsfähig 
gewesen. Zum Jahreswechsel 2020/2021 
ist dies entsprechend bei der Rückkehr 
zu den erhöhten Umsatzsteuersätzen zu 
berücksichtigen.

Steuerbegünstigung für 
Umwandlungen im Kon­
zern nach § 6a GrEStG

Die für die Grunderwerbsteuer gel-
tende Steuerbegünst igung bei Um-
struktur ierungen im Konzern nach 
§ 6a des Grunderwerbsteuergesetzes 
(GrEStG) stellt keine unionsrechtlich 
verbotene Beihilfe dar. Danach ist auch 
der Fall begünstigt, dass eine abhängige 
Gesellschaft auf ein herrschendes Unter-
nehmen verschmolzen wird. Das hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
22.08.2019 – II R 18/19 entschieden.
Die Klägerin war seit mehr als fünf Jah-
ren Alleingesellschafterin einer Tochter-
gesellschaft, die auf die Klägerin ver-
schmolzen wurde. Hierdurch gingen die 
Grundstücke der Tochtergesellschaft 
auf die Klägerin über. Das Finanzamt 
sah darin einen steuerbaren Erwerbs-
vorgang, der auch nicht gemäß § 6a 
GrEStG begünstigt sei. Demgegen-
über vertrat das Finanzgericht (FG) die 
Auffassung, dass die Verschmelzung 
vom Anwendungsbereich dieser Vor-
schrift erfasst werde. Es gab daher der 
Klage statt.
Der BFH bestätigte die Entscheidung 
des FG. Er führte aus, dass nach § 6a 
GrEStG für bestimmte steuerbare Er-
werbe aufgrund einer Umwandlung (z.B. 
Verschmelzung) die Grunderwerbsteuer 
nicht erhoben werde. Voraussetzung sei 
u.a., dass an dem Umwandlungsvor-
gang ein herrschendes Unternehmen 
und eine abhängige Gesellschaft be-
teiligt seien und die Beteiligung des 
herrschenden Unternehmens an der ab-
hängigen Gesellschaft in Höhe von min-
destens 95% innerhalb von fünf Jahren 
vor dem Rechtsvorgang und fünf Jah-



gewinne, Tätigkeitsvergütungen, Zin-
sen an Gesellschafter und Ergebnisse 
aus einem Sonderbetriebsvermögen. 
Dies wirkt sich insbesondere für den 
geschäftsführenden Gesellschafter mit 
entsprechender Vergütung negativ aus.
Beteiligt an der Aufteilung sind nur Ge-
sellschafter, die am Ende des Kalender-
jahres noch Mitgl ieder der Gesel l-
schaft sind. Im Laufe des Jahres aus-
geschiedene Gesellschafter erhalten 
damit keinen Anrechnungsbetrag. Ein 
neu eintretender Gesellschafter ist da-
gegen mit seiner Quote am Restgewinn 
am Gewerbesteuermessbetrag beteiligt, 
unabhängig davon, wann er in die Ge-
sellschaft eingetreten ist.
Hinweis: Im Zuge der gesetzlich ein-
geführten Vergünstigungen zur Be-
kämpfung der wir tschaf t l ichen Fol-
gen der Corona-Pandemie ist der An-
rechnungsfaktor ab 2020 auf 4,0 erhöht 
worden.

Arztkosten als Folge 
eines Wegeunfalls  
sind als Werbungskosten 
abzugsfähig

Fährt ein Arbeitnehmer mit seinem eige-
nen Pkw von seiner Wohnung zu seiner 
Arbeitsstätte, im Gesetz als „erste Tätig-
keitsstätte“ bezeichnet, dann kann er die 
Kosten dafür pauschal als Werbungs-
kosten absetzen. Der pauschale Abzugs-
betrag beläuft sich auf 0,30 Euro pro 
Entfernungskilometer für die Strecke 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte für jeden Arbeitstag. Bei 
durchschnittlich 220 Arbeitstagen im 
Kalenderjahr und einer Entfernung von 
15 km beträgt dieser Pauschalbetrag 
demnach: 220 x 15 x 0,3 = 990,00 Euro.
Mit diesem Betrag sind alle Kosten für 
den Arbeitsweg abgegolten, d. h. sowohl 
laufende Betriebskosten, Abschreibung 
für den Pkw und auch Parkgebühren am 
Tätigkeitsort. Aber auch außergewöhn-
liche Kosten, wie z. B. ein Motorschaden 
nach verhältnismäßig geringer Fahr-
leistung und insbesondere Kosten zur 
Beseitigung von Unfallschäden, fallen 
unter die Abgeltungswirkung. Diese Ab-
geltung betrifft aber nur die Beseitigung 
von Schäden am Fahrzeug.
Nicht unter die Kosten fallen Aufwen
dungen zur Beseitigung oder Linderung 
von Körperschäden des Arbeitnehmers. 
Dies hat der Bundesfinanzhof in einem 
Urteil entschieden. Bei einem Autounfall 
auf dem Weg zur Arbeit hatte die Arbeit-
nehmerin Verletzungen im Gesicht und 
insbesondere der Nase erl it ten. Die 
gesetzliche Unfallversicherung über-
nahm zwar die Kosten der Operation, 
es verblieben aber noch darüber hinaus 

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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weitere Behandlungskosten von 2.400 
Euro, die die Arbeitnehmerin selbst trug. 
Diese Kosten konnten somit zusätzlich 
abgezogen werden. Das er freuliche 
dabei ist, dass die Kosten zusätzliche 
Werbungskosten sind und nicht außer-
gewöhnliche Belastungen, von denen 
vor dem Abzug eine Kürzung als zumut-
bare Eigenbelastung (i. d. R. 3% bis 7% 
des Gesamtbetrags der Einkünfte) vor-
zunehmen ist.

Schenkungsteuerfolgen 
bei Einlagen in eine  
Personengesellschaft

Wenn eine Personengesellschaft neues 
Kapital benötigt, dann kann dies durch 
eine anteilsgemäße Erhöhung des Ka-
pitals durch alle Gesellschafter oder 
aber durch eine über seinen Antei l 
hinausgehende Einzahlung eines Ge-
sellschafters erfolgen. Letzteres pas-
siert in der Regel nur bei Familienge-
sellschaftern, wenn die anderen Mit-
gesel lschaf ter nicht genügend Ver-
mögen ha ben ,  u m d iese  E i n lage 
mitzufinanzieren oder wenn damit eine 
vorweggenommene Erbfolge eingeleitet 
werden soll.
Durch eine Einlage in das Gesamthands
vermögen einer Personengesellschaft er-
höht sich der Wert aller Gesellschafts-
anteile im Verhältnis der Beteiligungs-
quoten. Es liegt dadurch eine Schen-
kung des einlegenden Gesellschafters 
an seine Mitgesellschafter vor. Damit er-
folgt im Steuerrecht eine vom Zivilrecht 
abweichende Beurteilung einer Einlage. 
Dort wird die Einlage in eine Personen-
handelsgesellschaft als Schenkung an 
die Gesellschaft angesehen.
Im Erbschaftsteuerrecht wird jedoch 
durch die Rechtsform der Personen-
gesel lscha f t  „du rchgeg r i f fen“ au f 
die jeweiligen Gesellschafter. Dieser 
Durchgrif f hat aber nicht nur Nach-
tei le, sondern auch Vor tei le. Er hat 
zur Folge, dass sowohl bei der Ein-
ordnung in die Steuerklassen als auch 
bei der Höhe des persönlichen Frei-
betrags auf die Beziehung zwischen 
Schenker und Bereicherten abgestellt 
wird. D. h., sind Mitgesellschafter die  

Kinder des Einlegenden, kommt die 
Steuerklasse I, Freibeträge für Kinder 
und der Steuersatz für die Steuerklasse 
I zur Anwendung. Im Ergebnis kann 
festgehalten werden, dass ungleich-
mäßige (disquotale) Einlagen in eine 
Personengesellschaft zu Schenkungen 
an die anderen Gesellschafter führen, 
wenn diese dem Schenker keine Gegen-
leistungen gewähren.

Unverhältnismäßig 
hohe Geschäftsführer­
vergütungen – Fehlende 
Gemeinnützigkeit

Das Finanzamt hatte einer gGmbH, die 
sich in der psychiatrischen Arbeit en-
gagierte und in erster Linie Leistun-
gen im Bereich der Gesundheits- und 
Sozialbranche erbrachte, wegen unan-
gemessen hoher Geschäftsführerbezüge 
die Gemeinnützigkeit für die Jahre 2005 
– 2010 versagt. Das Finanzgericht hatte 
die dagegen erhobene Klage abgewiesen.
Der Bundesfinanzhof bestätigte diese 
Entscheidung im Wesentlichen. Ob im 
Einzelfall unverhältnismäßig hohe Ver-
gütungen anzunehmen seien, sei durch 
einen sog. Fremdvergleich zu ermitteln. 
A ls Ausgangspunk t h ier für könn-
ten allgemeine Gehaltsstrukturunter-
suchungen für Wirtschaftsunternehmen 
herangezogen werden, ohne dass dabei 
ein „Abschlag“ für Geschäftsführer von 
gemeinnützigen Organisationen vorzu-
nehmen sei. Da sich der Bereich des 
Angemessenen auf eine Bandbreite er-
strecke, seien nur diejenigen Bezüge als 
unangemessen zu bewerten, die den obe-
ren Rand dieser Bandbreite um mehr 
als 20% übersteigen. Wenn ein unan-
gemessen hohes Geschäftsführergehalt 
vorliege, sei unter Berücksichtigung des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips ein Ent-
zug der Gemeinnützigkeit allerdings 
erst dann gerechtfertigt, wenn es sich 
nicht lediglich um einen geringfügigen 
Verstoß gegen das Mittelverwendungs-
gebot handele.


